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A. Problem 

Für die Beurteilung der Bautätigkeit und die Schlußfolgerungen 
für bau- und wohnungspolitische Entscheidungen hieraus haben 
sich in den vergangenen Jahren sowohl hinsichtlich der kon-
junkturellen Bedeutung als auch der Rückwirkungen auf Pla-
nungsmaßnahmen so viele neue Gesichtspunkte ergeben, daß 
ein verbessertes Berichtssystem dringend erforderlich wurde. 

B. Lösung 

Durch die Neugestaltung der Bautätigkeitsstatistik sollen insbe-
sondere städtebaulich relevante Inhalte stärker betont und neu 
eingeführt sowie die Aussagefähigkeit der Statistik im Hinblick 
auf die wohnungswirtschaftliche Versorgung, Konjunkturpoli-
tik, Raumordnung und den Umweltschutz erweitert werden. 

C. Alternativen 

keine  
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D. Kosten 
Durch die Ausführung des Gesetzes entstehen nach Angaben 
des Statistischen Bundesamtes ab 1978 Mehrkosten von jährlich 
2,01 Millionen DM. Davon entfallen auf den Bund 0,16 Millio-
nen DM und auf die Länder 1,85 Millionen DM. Die beim Bund 
entstehenden Mehrkosten werden aus laufenden Mitteln des 
Statistischen Bundesamtes gedeckt. 

Durch den Beschluß des Ausschusses zu § 3 Abs. 1 ergibt sich 
gegenüber diesen Kostenansätzen ein geringfügiger, im ein-
zelnen nicht bezifferbarer Mehraufwand. 

Mehrheitsbeschluß 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 8/598 — in der aus der anliegenden Zusam-
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 2. Januar 1978 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Dr. Schneider 

Vorsitzender 

Niegel 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes über die Durchführung von 

_ Statistiken der Bautätigkeit und die Fortschreibung des 
Gebäudebestandes (2. BauStatG) 
— Drucksache 8/598 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau (15. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
über die Durchführung von Statistiken der Bautätig

-

keit und die Fortschreibung des Gebäudebestandes 
(2. BauStatG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden lau-
fend Erhebungen über die Bautätigkeit im Hochbau 
(Hochbaustatistik) und über die Vergabe von öf-
fentlichen Aufträgen im Tiefbau (Tiefbaustatistik) 
als Bundesstatistik durchgeführt. 

§2 

(1) Die Hochbaustatistik erstreckt sich auf 

1. genehmigungs- oder zustimmungsbedürftige Bau-
maßnahmen, bei denen Wohnraum oder son-
stiger Nutzraum geschaffen oder verändert 
wird; 

2. Gebäude und Gebäudeteile, deren Nutzung ge-
ändert wird oder die durch bauaufsichtliche 
Maßnahmen, Schadensfälle oder Abbruch der 
Nutzung entzogen werden. 

(2) Bei den Baumaßnahmen nach Absatz 1 Nr. 1 
sind für den Zeitpunkt der Genehmigung oder Zu-
stimmung sowie bei Fertigstellung zu erfassen: 

1. Der Bauherr und bei natürlichen Personen des-
sen Stellung im Beruf; 

2. städtebauliche Festsetzungen und Festlegungen 
für das Baugrundstück; 

3. Lage und Größe des Baugrundstücks sowie das 
Maß seiner baulichen Nutzung; 

4. Art der Baumaßnahme sowie Art, Rauminhalt 
und Flächen der Gebäude und bei Wohngebäu-
den auch der Haustyp; 

Beschlüsse des  15. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
über die Durchführung von Statistiken der Bautätig-
keit und die Fortschreibung des Gebäudebestandes 

(2. BauStatG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

unverändert 

§2 

(1) unverändert 

(2) Bei den Baumaßnahmen nach Absatz 1 Nr. 1 
sind für den Zeitpunkt der Genehmigung oder Zu-
stimmung sowie bei Fertigstellung zu erfassen: 

1. der Bauherr und bei natürlichen Personen des-
sen Stellung im Beruf; 

2. unverändert 

3. Lage und Größe des Baugrundstücks sowie das 
Maß seiner baulichen Nutzung; Zahl und Art der 
Kraftfahrzeug -Stellplätze; 

4. unverändert 
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Entwurf 

5. veranschlagte Kosten der Baumaßnahme nach 
Art  und Höhe; 

6. bei Errichtung von neuen Gebäuden 
Bauart, Geschoßzahl, Ausstattung, Unterkelle

-

rung, Art der Abwasseranlage, Zahl und Art der 
Stellplätze sowie voraussichtliche Fertigstellung 
und Zugehörigkeit zu einem Gesamtbauvorha-
ben; 

7. bei Gebäuden mit Wohnraum 
außerdem die Zahl der Wohneinheiten und de-
ren Ausstattung und Größe sowie die vorgese-
hene Rechtsform der Nutzung; 

8. bei Baumaßnahmen an bestehenden Gebäuden 
außerdem die bisher vorhandenen Flächen so-
wie die Zahl der bisher vorhandenen Wohnein-
heiten und deren Größe. 

Außerdem ist zum Jahresende der Baufortschritt 
festzustellen. 

(3) Bei den Gebäuden und Gebäudeteilen nach 
Absatz 1 Nr. 2 sind zu erfassen: 

1. städtebauliche Festsetzungen und Festlegungen 
für das zugehörige Grundstück sowie dessen 
Lage;  

2. Eigentümer, Art, Alter und Rauminhalt des Ge-
bäudes oder Gebäudeteiles sowie den Grund für 
die Aufgabe der bisherigen Nutzung; 

3. bei Gebäuden und Gebäudeteilen mit Wohn-
raum außerdem die Zahl der Wohneinheiten und 
deren Ausstattung und Größe. 

§3 

(1) Die Tiefbaustatistik erstreckt sich auf öffent-
liche Tiefbauvergaben mit einem Auftragswert von 
mindestens 100 000 DM. 

(2) Bei den Tiefbauvergaben nach Absatz 1 wer-
den erfaßt: 

1. der Bauherr; 

2. Zahl und Wert der Aufträge; 

3. Art der Baumaßnahmen. 

§ 4 

Auskunftspflichtig sind 

1. für die Hochbaustatistik (§ 2) die Bauherren, die 
mit der Baubetreuung Beauftragten, die Bauauf-
sichtsbehörden und für die Angaben nach § 2 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 und Absatz 3 auch die 
Gemeinden; 

2. für die Tiefbaustatistik (§ 3) die auftragsverge-
benden Stellen des Bundes, der Länder, der Ge-
meinden mit 5 000 und mehr Einwohnern, der 
Gemeindeverbände, der sonstigen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts und der juri-
stischen Personen des privaten Rechts, an denen 
die öffentliche Hand am Nennkapital unmittel-
bar und überwiegend beteiligt ist. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

5. veranschlagte Kosten der Baumaßnahme; 

6. bei Errichtung von neuen Gebäuden 
Bauart, Geschoßzahl, Art der Beheizung, Klima-
anlage, Unterkellerung und Art der Abwasser-
anlage; 

7. unverändert 

8. unverändert 

Außerdem ist zum Jahresende der Baufortschritt 
festzustellen. 

(3) Bei den Gebäuden und Gebäudeteilen nach 
Absatz 1 Nr. 2 sind zu erfassen: 

1. unverändert 

2. Eigentümer, Art, Alter und Fläche des Gebäudes 
oder Gebäudeteiles sowie den Grund für die 
Aufgabe der bisherigen Nutzung; 

3. unverändert 

§ 3 

(1) Die Tiefbaustatistik erstreckt sich auf öffent-
liche Tiefbauvergaben mit einem Auftragswert von 
mindestens 50 000 DM. 

(2) unverändert 

 

§4 

unverändert 
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Entwurf 

§5 

Für Landkreise, für kreisangehörige Gemeinden 
mit wenigstens 20 000 Einwohnern und für kreis-
freie Städte ist jährlich von den Statistischen 
Landesämtern nach ausgewählten Merkmalen der 
in § 2 festgelegten Sachverhalte der Bestand an Ge-
bäuden fortzuschreiben, der in der jeweils letzten 
allgemeinen Zählung von Gebäuden festgestellt 
worden ist. 

§ 6 

(1) Die Weiterleitung von Einzelangaben nach 
§ 12 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bun-
deszwecke in der im Bundesgesetzblatt III, Gliede-
rungsnummer 29-1 veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch Artikel 52 des Einfüh-
rungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezem-
ber 1976- (BGBl. I S. 3341), durch die Statistischen 
Ämter an die fachlich zuständigen obersten Bun-
des- und Landesbehörden und die von ihnen be-
stimmten Stellen und Personen ist für Verwaltungs-
zwecke ohne Nennung des Namens des Auskunfts-
pflichtigen zugelassen. Aus diesen Angaben gewon-
nene Erkenntnisse dürfen nicht zu Maßnahmen ge-
gen den einzelnen Auskunftspflichtigen verwendet 
werden. 

(2) Die Statistischen Ämter dürfen den jeweils 
zuständigen Stellen der Gemeinden und Gemeinde-
verbände sowie den von einer Gemeinde nach §§ 33 
und 55 des Städtebauförderungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18. August 1976 
(BGBl. I S. 2318), geändert durch Artikel 46 des Ein-
führungsgesetzes zur Abgabenordnung, Beauftrag-
ten für Zwecke der Regionalplanung, des Vermes-
sungswesens, der gemeindlichen Planung, des Städ-
tebaus oder des Umweltschutzes auf Anforderung 
die nach § 2 erfaßten Einzelangaben in geeigneter 
Form zur Verfügung stellen. Einzelangaben aus ei-
ner anderen Gemeinde dürfen nur mit Zustimmung 
dieser Gemeinde und ohne Nennung des Namens 
des Auskunftspflichtigen zur Verfügung gestellt 
werden. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Die Weiterleitung von Einzelangaben zu steu-
erlichen Zwecken ist ausgeschlossen. 

(4) § 12 Abs. 1 des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke gilt auch für Personen, denen von 
diesem Gesetz erfaßte Einzelangaben zugeleitet 
werden. 

(5) § 12 Abs. 4 des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke gilt nicht für statistische Tabellen 
mit Bundes- oder Landesergebnissen nach § 2 Abs. 2 
Nr. 2 bis 8 für fertiggestellte Baumaßnahmen und 
nach § 2 Abs. 3, soweit Einzelangaben zur vollstän-
digen Darstellung der Ergebnisse in den Tabellen 
erforderlich sind. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§5 

Für Landkreise', für kreisangehörige Gemeinden 
und für kreisfreie Städte ist jährlich von den Sta-
tistischen Landesämtern nach ausgewählten Merk-
malen der in § 2 festgelegten Sachverhalte der Be-
stand an Gebäuden fortzuschreiben, der in der je-
weils letzten allgemeinen Zählung von Gebäuden 
festgestellt worden ist. 

§6 

unverändert 
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Entwurf 

§ 7  

Die Statistischen Landesämter • stellen dem Stati-
stischen Bundesamt die von ihnen erhobenen Einzel-
angaben für Sonderaufbereitungen des Bundes auf 
Anforderung zur Verfügung. 

§8 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 

§9 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1978 in  Kraft. 
 Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Durchführung 

von Statistiken der Bautätigkeit in der im Bundes-
gesetzblatt III, Gliederungsnummer 2330-13 veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, geändert durch Ar-
tikel 9 des Gesetzes vom 23. März 1976 (BGBl. I 
S. 737), außer Kraft. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§7 

unverändert 

§8 

unverändert 

§9 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1979. in Kraft. 
Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Durchführung 
von Statistiken der Bautätigkeit in der im Bundes-
gesetzblatt III, Gliederungsnummer 2330-13, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, geändert durch Ar-
tikel 9 des Gesetzes vom 23. März 1976 (BGBl. I 
S. 737), außer Kraft. 
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Bericht des Abgeordneten Niegel 

I. Allgemeines 

1. Der von der Bundesregierung am 15. Juni 1977 
im Deutschen Bundestag eingebrachte Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes über die Durchführung 
von Statistiken der Bautätigkeit und die Fort-
schreibung des Gebäudebestandes (2. BauStatG) 
— Drucksache 8/598 — wurde nach der ersten 
Beratung in der 35. Sitzung des Deutschen Bun-
destages am 22. Juni 1977 federführend an den 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, mitberatend an den Innenausschuß 
und den Ausschuß für Wirtschaft sowie mitbe-
ratend und gemäß § 96 GO an den Haushalts-
ausschuß überwiesen. 

Der Innenausschuß und der Ausschuß für Wirt-
schaft haben die Vorlage in ihren Sitzungen am 
7. September 1977 beraten und jeweils einmütig 
empfohlen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. Der 
Haushaltsausschuß, der die Vorlage bisher noch 
nicht beraten hat, wird seinen Bericht gemäß 
§ 96 GO gesondert vorlegen. Über sein mitbe-
ratendes Votum wird nicht mehr gesondert be-
richtet, es sei denn, es steht im Widerspruch zu 
diesem Bericht. 

2. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat den Gesetzentwurf in seinen Sit-
zungen am 14. September 1977 und — abschlie-

ßend — am 7. Dezember 1977 beraten. Um die 
praktischen Auswirkungen des Gesetzes im ein-
zelnen prüfen und bewerten zu können, hat er 
zur Sitzung am 7. Dezember 1977 den Leiter des 
Baurechtsamtes der Stadt Stuttgart und den Lei-
ter des Bauamtes des Kreises Neuss zugezogen. 
Außerdem hatte bei dieser Sitzung auch ein Ver-
treter der kommunalen Spitzenverbände, die zu 
dem Gesetzentwurf mit Eingabe vom 7. Septem-
ber 1977 auch schriftlich Stellung genommen ha-
ben, Gelegenheit, sich zu äußern. 

3. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hält insgesamt einmütig die mit dem 
Gesetzentwurf angestrebte Aktualisierung und 
Verbesserung der Bautätigkeitsstatistik für wün-
schenswert und notwendig. Die Kritik am Feh-
len gesicherter und aktueller statistischer Daten 
für den Bereich der Bau- und Wohnungswirt-
schaft ist allgemein. Die Statistiken zur regel-
mäßigen Erfassung der Bautätigkeit im Hoch- und 
Tiefbau waren zuletzt 1960 gesetzlich neu ge-
ordnet worden. Seither hat sich sowohl für die 
aktuelle Beurteilung der Bautätigkeit und Bau-
konjunkturentwicklung sowie der daraus zu zie-
henden Schlußfolgerungen für wohnungs-, bau- 

- oder konjunkturpolitische Entscheidungen eine 
Vielzahl neuer Gesichtspunkte ergeben, die ein 
verbessertes Berichtssystem dringend erforder-
lich machen. So hat auch der Ausschuß für Raum

-

ordnung, Bauwesen und Städtebau wiederholt im 
Zusammenhang mit Entscheidungen und Maß-
nahmen auf dem Gebiet der Wohnungs-, Städte-
bau und Raumordnungspolitik das Fehlen ge-
sicherten und ausreichenden Datenmaterials be- 
klagt und nachdrücklich die Aktualisierung und 
Verbesserung des für die Entscheidungsfindung 
in seinem politischen Aufgabenbereich unerläß-
lichen Daten- und Grundlagenmaterials gefor-
dert. 

4. Der vom Ausschuß bei zwei Gegenstimmen an-
genommene Gesetzentwurf entspricht in den 
Grundzügen praktisch unverändert der Regie-
rungsvorlage. Den Vorschlägen des Bundesrates 
nach einer Straffung und Begrenzung des vor-
gesehenen Erhebungsprogramms hat sich der 
Ausschuß, abgesehen von der Streichung bzw. 
Verdeutlichung einiger weniger Erhebungsmerk-
male, insbesondere aus den in der Gegenäuße-
rung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates genannten Gründen nicht an-
schließen können. Der Ausschuß verkennt dabei 
nicht, daß insgesamt eine Straffung der verschie-
denen statistischen Erhebungsprogramme anzu-
streben ist. Er hat daher insbesondere auch un-
ter Berücksichtigung der insoweit vom Bundes-
rat gegen das Gesetz erhobenen Bedenken und 
Einwendungen sowohl den Umfang des vorge-
sehenen 	statistischen Gesamterhebungspro

-

gramms dieses Gesetzes als auch die einzelnen 
Erhebungsmerkmale jeweils sehr sorgfältig dar-
auf überprüft, ob sie konkret erforderlich, finan-
ziell tragbar und ohne größeren Verwaltungsauf-
wand erhebbar sind. Nach dem Ergebnis seiner 
sehr gründlichen und ausführlichen Detailbera-
tungen hält der Ausschuß alles in allem das in 
der Regierungsvorlage vorgesehene Erhebungs-
programm für notwendig, um den Entscheidungs-
trägern in Staat und Wirtschaft auf einem kon-
junkturell, wirtschaftlich und gesellschaftlich sehr 
wichtigen und bedeutsamen Gebiet die unver-
zichtbaren Informationen und Entscheidungs-
grundlagen zu liefern. 

5. Insbesondere hält der Ausschuß einmütig ent-
gegen dem Votum des Bundesrates auch weiter-
hin die Tiefbaustatistik für erforderlich, um je-
weils einen kurzfristigen Indikator für die kon-
junkturelle Entwicklung in diesem Wirtschafts-
zweig zu haben. Die Ergebnisse dieser Statistik 
liefern vor allem für die Ausgestaltung, Durch-
führung und Erfolgkontrolle von Konjunktur- 
und Investitionsprogrammen unverzichtbare Er-
kenntnisse. Hinzu kommt, daß die mit einem 
Verzicht auf diese Statistik verbundene Einspa-
rung von Verwaltungskosten denkbar gering 
ist. Die Kosten für die Tiefbaustatistik betragen 
insgesamt lediglich 380 000 DM jährlich. Ihnen 
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steht ein Investitionsvolumen von insgesamt ca. 
30 Mrd. DM einschließlich der privaten Investi-
tionen gegenüber. 

6. Wegen dieser relativ geringen Kostenwirksam-
keit der Tiefbaustatistik hatte der Ausschuß auch 
keine Bedenken, ihre Aussagekraft noch dadurch 
zu verbessern und auszuweiten, daß er die in der 
Regierungsvorlage vorgesehene Auftragswert

-

grenze des § 3 von 100 000 DM auf 50 000 DM 
senkte. Die Auftragswertgrenze ist damit immer 
noch doppelt so hoch wie die bisherige Grenze. 
Sie führt andererseits bei einem Informations-
verlust von lediglich 3 v. H. zu einer Verringe-
rung der Gesamtzahl der erfaßten Fälle um 
28 v. H. Die Relation bei einer Auftragswert

-

grenze von 100 000 DM beträgt 8 v. H. : 51 v. H. 

Der Ausschuß hielt angesichts dieser Zahlenver-
hältnisse eine Auftragswertgrenze von 50 000 DM 
für gerechtfertigt, um insbesondere für den Be-
reich der mittelständischen Bauunternehmen we-
sentliche .Informationen über die Auftragsstruk-
tur auf dem Baumarkt zu erhalten. Die durch die 
Senkung der Auftragswertgrenze gegenüber der 
Regierungsvorlage entstehenden Mehrkosten, die 
sich im einzelnen nicht genau beziffern lassen, 
sind geringfügig. 

7. Entgegen dem Votum des Bundesrates hält der 
Ausschuß auch die Erfassung der städtebaulichen 
Lagekriterien eines Baugrundstücks für notwen-
dig, um einmal für die Bewertung und Beurtei-
lung der allgemeinen städtebaulichen Entwick-
lung besseres Grundlagenmaterial als bisher zu 
erhalten sowie zum anderen die Voraussetzun-
gen für eine wirksame Erfolgskontrolle für den 
Einsatz der Städtebauförderungsmittel und der 
Instrumentarien des Bundesbau- und des Städte-
bauförderungsgesetzes zu schaffen. Die Erhaltung 
und Erneuerung der Innenbereiche der Städte 
und Gemeinden wird allgemein als eine der 
Schwerpunktaufgaben der Städte- und Woh-
nungspolitik angesehen. Ihr Erfolg hängt maß-
geblich von der regelmäßigen und umfassenden 
Erhebung der relevanten städtebaulichen Ent-
wicklungstendenzen ab. Ebenso wie die Bundes-
regierung sieht der Ausschuß gerade in diesen 
Erhebungsmerkmalen den eigentlichen Schwer-
punkt der mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
insgesamt angestrebten Neuordnung der Bau-
tätigkeitsstatistik. 

8. Der Ausschuß hält demgegenüber nach dem Er-
gebnis seiner Beratungen sowie der Anhörung 
der Vertreter der Stadt Stuttgart, des Kreises 
Neuss und der kommunalen Spitzenverbände 
den mit der Erhebung der einzelnen Merkmale 
insgesamt erforderlichen Verwaltungsaufwand 
für vertretbar und zumutbar. Die zu der Bera-
tung zugezogenen Vertreter der Praxis haben 
übereinstimmend festgestellt, daß die Erhebung 
aller vorgesehenen Merkmale möglich sei und 
die anfangs unvermeidbaren Anlaufschwierigkei-
ten alsbald ausgeglichen werden könnten. Wäh-
rend der Vertreter der Stadt Stuttgart freilich 
auch noch danach eine erhebliche zeitliche Mehr

-

beanspruchung aus dem neuen Erhebungspro-
gramm gegenüber dem bisherigen befürchtet, hat 
der Vertreter des Kreises Neuss bestätigt, daß 
das neue Erhebungsprogramm kein Merkmal ent-
halte, das nicht bereits auch in den Begleitbögen 
enthalten sei, die die Gemeinden den Bauanträ-
gen bei der Vorlage an die Kreisbehörden bei-
zufügen hätten. Die Frage, ob und inwieweit 
durch das neue Erhebungsprogramm tatsächlich 
ein unverhältnismäßiger Verwaltungsaufwand 
auftreten wird, scheint danach eher von inner-
betrieblichen Organisationsabläufen, die hier 
außer Betracht bleiben müssen, als durch die 
Schwierigkeit bzw. den Umfang der notwendigen 
einzelnen Feststellungen bestimmt zu sein. Hin-
sichtlich des Umfanges der gemeindlichen Aus-
kunftspflicht nach § 4 ist der Ausschuß im übri-
gen einmütig der Auffassung, daß die Gemeinden 
nur zur Weitergabe der Daten verpflichtet sind, 
die ihnen vorliegen. Eine Verpflichtung, die für 
Zwecke der Statistik erforderlichen Daten erst 
beschaffen zu müssen, sieht der Ausschuß in die-
ser Vorschrift nicht. 

9. Im Verlauf der Ausschußberatungen sind ver-
schiedentlich Einwendungen und Bedenken ge-
gen die begriffliche Ausgestaltung einzelner 
Merkmale erhoben worden, die letztlich auch 
trotz der einmütigen Zustimmung des gesamten 
Ausschusses zu den inhaltlichen und materiellen 
Zielsetzungen des Gesetzes dafür ausschlag-
gebend waren, daß eine Minderheit des Aus-
schusses dem Gesetz insgesamt die Zustimmung 
versagt hat. Aufgrund der geführten Sachdiskus-
sion ist der Ausschuß insgesamt zu der Auffas-
sung gelangt, daß sich die verschiedenen Erhe-
bungsmerkmale weitgehend einer parlamentari-
schen Beratung und Beschlußfassung entziehen. 
Um die begrenzten Beratungskapazitäten des 
Parlaments nicht unverhältnismäßig zu beanspru-
chen, gibt er daher zu bedenken, bei künftigen 
Bleichgelagerten Vorlagen lediglich die jeweils 
erforderlichen Grundsatzentscheidungen dem Ge-
setzgeber und die Ausgestaltung im einzelnen 
dem Verordnungsgeber vorzubehalten. 

II. Zu den Ausschußbeschlüssen im einzelnen 

Zu §2 Abs. 2 

Die beschlossenen Änderungen zu Nummern 3 und 6 
berücksichtigen zunächst die Vorschläge des Bun-
desrates, soweit ihnen die Bundesregierung zuge-
stimmt hat. 

Das Merkmal „nach Art und Höhe" in Nummer 5 
wurde einstimmig gestrichen, weil der Ausschuß 
diese Differenzierung nicht für unbedingt erforder-
lich und in der Praxis kaum für durchführbar hält. 

Aus den gleichen Gründen wurde das Merkmal 
„voraussichtliche Fertigstellung" in Nummer 6 ge-
strichen. Die Ersetzung des Begriffs „Ausstattung" 
in Nummer 6 durch die Merkmale „Art der Be-
heizung" und „Klimaanlage" dient der Verdeut-
lichung des tatsächlich Gewollten. 
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Zu § 2 Abs. 3 

Die Ersetzung des Merkmals „Rauminhalt" durch 
das Merkmal „Fläche" in Nummer 2 ist eine redak -
tionelle Richtigstellung. 

Zu § 3 

Die einstimmig beschlossene Reduzierung der Auf-
tragswertgrenze von 100 000 DM auf 50 000 DM hält 
der Ausschuß für notwendig, um den jeweiligen Er-
kenntnisstand über die Auftragsstruktur insbeson-
dere im Bereich der mittelständischen Bauwirtschaft 
zu verbessern. Auf Ziffer I Nr. 6 dieses Berichts 
wird verwiesen. 

Zu §5 

Mit der bei einer Enthaltung auf Antrag der CDU/ 
CSU beschlossenen Ausdehnung der Fortschrei-
bungsverpflichtung der Gebäudestatistik auf alle 
Gemeinden trägt der Ausschuß einem ausdrücklichen 
Anliegen der kommunalen Spitzenverbände Rech

-

nung. Unabhängig davon hält jedoch auch der Aus-
schuß im Interesse einer wünschenswerten Regio-
nalisierung und leichteren Vergleichbarkeit der Ge-
bäudestatistik eine generelle Fortschreibungsver-
pflichtung für angebracht. 

Zu §7 

Der Antrag der CDU/CSU, § 7 aus den vom Bun-
desrat genannten Gründen zu streichen, wurde von 
der Ausschußmehrheit abgelehnt. Die Ausschuß

-

mehrheit hält insoweit eine eindeutige bundesge-
setzliche Regelung für notwendig. 

Zu §9 

Im Verlauf der Beratungen hat es sich als notwen-
dig erwiesen, den Inkrafttretenszeitpunkt vom 
1. Januar 1978 auf den 1. Januar 1979 hinauszu-
schieben, um dadurch für die verwaltungsmäßige 
Umsetzung der neuen Statistik eine hinreichend 
lange Vorlaufzeit zu gewinnen.  

Bonn, den 2. Januar 1978 

Niegel 

Berichterstatter 


